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Analyse

Die politischen Parteien der Ukraine vor den Parlamentswahlen
Von Max Bader, Amsterdam und Andrey Meleshevich, Kiew

Zusammenfassung
20 Jahre nach der Unabhängigkeit ist das Parteiensystem in der Ukraine nach wie vor instabil. Die jüngs-
ten Verfassungs- und Wahlrechtsänderungen sowie die politische Korruption und die Abhängigkeit der Par-
teien von Sponsoren haben dies noch verstärkt. Der Beitrag analysiert anhand der wichtigsten ukrainischen 
Parteien die Probleme einer Verstetigung des Parteienaufbaus.

Einleitung
Auch zwanzig Jahre nach der Unabhängigkeit hat sich 
in der Ukraine kein stabiles Parteiensystem herausge-
bildet, in dem die Parteien einem mehr oder weniger 
vorhersagbaren Muster folgend wiederholt bei Wahlen 
antreten würden. Ein halbes Jahr vor den ersten natio-
nalen Parlamentswahlen unter Präsident Wiktor Janu-
kowytsch scheint das Parteiensystem so weit wie nie von 
einer Institutionalisierung entfernt zu sein. Die wach-
sende Unbeständigkeit resultiert aus dem Zusammen-
spiel zwischen den politischen Entwicklungen und den 
Änderungen am gesetzlichen Rahmen. Die Parteien wer-
den sich in Zukunft den Anforderungen eines gemisch-
ten Wahlsystems, das durch die Annahme eines neuen 
Gesetzes zur Wahl der Volksvertreter Ende 2011 (wie-
der) eingeführt wurde, anpassen müssen. Des Weite-
ren hat die Rücknahme jener Verfassungsänderungen 
im Jahr 2010, die bald nach der Orangen Revolution 
angenommen worden waren, die Bedeutung politischer 
Parteien gemindert, wodurch auch die Anreize für einen 
stabilen Parteienaufbau schwächer geworden sind. In 
Hinsicht auf die politischen Entwicklungen hat die Ver-
urteilung von zwei prominenten Parteiführern – Julija 
Tymoschenko und Jurij Luzenko – sowie die Vorahnung, 
dass die anstehende Parlamentswahl nicht fair sein wird, 
die Parteien dazu gebracht, sich eher auf Kurzzeitziele zu 
konzentrieren als auf eine langfristige Entwicklung. Die 
größte Oppositionspartei, Tymoschenkos Partei Vater-
land (Batkywschtschyna), kämpft mit der Verurteilung 
ihrer Vorsitzenden. Präsident Janukowytschs Partei der 
Regionen zeigt allerdings kaum bessere Umfrageergeb-
nisse als Vaterland. Beide Parteien erreichen nur unge-
fähr 15 %. Gleichzeitig tauchen neue politische Kräfte 
auf, die zu einer Bedrohung für die Partei der Regio-
nen werden könnten. 

Die großen Parteien heute
Welche politischen Parteien dominieren das Gesche-
hen im Jahr 2012?

Die Partei der Regionen wird formal von Minister-
präsident Mykola Asarow geführt. Seit Janukowytsch 
die Führung des Landes übernommen hat, ist die Partei 
in gewisser Hinsicht zu einer »Partei der Macht« gewor-

den, ähnlich wie andere solche Parteien im postsowjeti-
schen Raum, z. B. Einiges Russland, die Partei Neues 
Aserbaidschan oder Nur Otan in Kasachstan. Nach der 
Wahl Janukowytschs haben sich viele Mitglieder der 
politischen und wirtschaftlichen Elite, die bisher nicht 
politisch gebunden waren oder anderen Parteien ange-
hörten, der Partei der Regionen angeschlossen. Eine 
Konsequenz daraus ist, dass die Partei nun einen größe-
ren finanziellen Rückhalt hat als alle anderen Parteien 
zusammen und dadurch bei den anstehenden Wahlen 
eine vorteilhafte Position einnimmt. Allerdings sah sich 
die Partei im vergangenen Jahr auch mit einem starken 
Rückgang der Unterstützung konfrontiert. Da sich die 
Führung der Partei aus Vertretern verschiedener Grup-
pen zusammensetzt, bleibt die Partei darüber hinaus 
anfällig für interne Konflikte.

Die größte Oppositionspartei ist derzeit die Partei 
Vaterland der ehemaligen Ministerpräsidentin Tymo-
schenko. Die Partei erlebt allerdings aus verschiedenen 
Gründen schwere Zeiten. Erstens und ganz offensicht-
lich ist es problematisch, dass Tymoschenko zu sieben 
Jahren Haft verurteilt worden ist, für Verbrechen, die sie 
angeblich als Ministerpräsidentin begangen hat. Zwei-
tens haben die meisten wohlhabenden Sponsoren die 
Partei verlassen, in einigen Fällen auch um sich der Par-
tei der Regionen anzuschließen. Drittens wird die Par-
tei anders als bei früheren Abstimmungen nicht in der 
Lage sein bei den anstehenden Wahlen als Teil eines 
größeren Blocks anzutreten, weil das neue Parlaments-
wahlgesetz Parteiblöcke verbietet. Zum jetzigen Zeit-
punkt ist noch unklar, wie die Partei Vaterland mit den 
neuen Bedingungen zurechtkommen wird und ob die 
Partei überhaupt effektiv geführt werden kann, wenn 
die Parteivorsitzende im Gefängnis sitzt.

Die zweitstärkste Oppositionspartei ist die Front 
der Veränderung, geführt von Arsenij Jazenjuk. Mit 
37 Jahren hat Jazenjuk bereits als Außenminister gear-
beitet, als Wirtschaftsminister und als Parlamentsprä-
sident. Seine Partei, die sich vor allem an kleinere und 
mittlere Unternehmer wendet, wird 2012 erstmals bei 
einer nationalen Parlamentswahl antreten. 

Die Partei der Regionen, Vaterland, und Front der 
Veränderung werden sicherlich die Sperrklausel über-
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winden, die in dem jüngst angenommenen Wahlgesetz 
von 3 % auf 5 % angehoben worden ist. Drei weitere 
Parteien haben eine reale Chance die Hürde zu nehmen, 
wenn sie allein bei den Wahlen antreten: UDAR, die 
Kommunistische Partei und die Partei Freiheit (Swo-
boda). UDAR ist erst vor zwei Jahren vom Boxchampion 
Witalij Klytschko gegründet worden und ist noch dabei, 
eine landesweite Organisation aufzubauen. Die Kom-
munistische Partei (KPU) war über weite Phasen der 
1990er Jahre die größte politische Partei. Einen Groß-
teil ihrer Unterstützer hat sie zwar über die Jahre verlo-
ren, aber dennoch hat die Partei eine relativ stabile Basis, 
vor allem in den südlichen und östlichen Regionen des 
Landes. Außerdem könnte sie von der schwindenden 
Unterstützung für die Partei der Regioen profitieren. 
Die Partei Freiheit ist eine (radikal) nationalistische 
Partei, mit deutlicher Unterstützung in den westlichs-
ten Regionen des Landes.

Die beinah 200 weiteren registrierten Partien werden 
entweder gar nicht erst bei den Wahlen antreten oder 
haben kaum eine Chance die 5%-Hürde zu überwin-
den. Dies betrifft auch einige Parteien, die in den letz-
ten Jahren noch relativ einflussreich waren. Die Starke 
Ukraine, geführt vom Stellvertretenden Ministerpräsi-
denten Serhij Tihipko, ist im März 2012 mit der Partei 
der Regionen fusioniert. Die Volkspartei der Ukraine 
(NPU) wird vom Parlamentspräsidenten Wolodymyr 
Lytwyn geführt und hat keine realistische Chance die 
Sperrklausel zu übersteigen. Die Partei Unsere Ukraine 
des ehemaligen Präsidenten Wiktor Juschtschenko hat 
ihre Aktivitäten praktisch eingestellt und es scheint 
unwahrscheinlich, dass die Partei wiederbelebt wird 
oder überhaupt wiederbelebt werden könnte. 

Wie arbeiten ukrainische Parteien?
Politische Parteien in der Ukraine sind weit von jenem 
Parteientyp entfernt, der die partizipatorische Demoka-
tie in den Mittelpunkt stellt. Wie in vielen neuen Demo-
kratien oder Semi-Demokratien sind die Parteien in der 
Ukraine im Allgemeinen nicht-ideologisch und es fehlen 
ihnen erkennbare programmatische Positionen, um sich 
von anderen Parteien abzuheben: Mit Ausnahme eini-
ger weniger Parteien, wie z. B. der Kommunistischen 
Partei und der Partei Freiheit, sind sie allein aufgrund 
ihres Programms kaum voneinander zu unterscheiden. 
Alle großen Parteien bekunden, der Europäischen Inte-
gration verpflichtet zu sein und ordnen sich im politi-
schen Spektrum mittig oder etwas rechts der Mitte ein. 
Anschlaulich macht diese politische Elastizität die Ent-
wicklung der Partei Vaterland. Bei dem Versuch, Verbin-
dungen zu einer der europäischen Parteien aufzubauen, 
setzte sich die Partei zunächst für einen Beobachtersta-
tus bei der Sozialdemokratischen Partei Europas ein. 

2008 allerdings erlangte die Partei dann stattdessen 
den Beobachterstatus bei der Europäischen Volkspartei. 

Angesichts des Mangels an programmtischer Attrak-
tivität setzen ukrainische Parteien im Wahlkampf auf 
das Charisma oder die Reputation ihrer Führer und in 
gewissem Maße (insbesondere bei der Partei der Regio-
nen) auch auf Klientelismus. Die Parteien tendieren 
zu starker Zentralisierung und zu geringer innerpar-
teilicher Demokratie. Die meisten von ihnen wurden 
auf Initiative einer Führungsperson oder einer kleinen 
Gruppe solcher Personen gegründet, die anschließend 
auch die Kontrolle über die Parteiorganisation behielt. 
Indem die Parteien untrennbar mit ihren Führungsper-
sonen verbunden sind, hängt auch das Überleben der 
Parteien von Lust und Laune dieser Personen ab. Tat-
sächlich ist es schwer vorstellbar, dass Vaterland, Front 
der Veränderung oder UDAR überleben würden, wenn 
Tymoschenko, Jazenjuk oder Klytschko aus irgendei-
nem Grund ihre Partei verlassen würden. Andere Par-
teien wurden lediglich als Projekte konzipiert, mit denen 
ein klar definiertes Ziel erreicht werden sollte. Sie kön-
nen z. B. politisches Instrument einer ambitionierten 
Führungspersönlichkeit sein: Durch die Gründung und 
das Investieren in eine Partei kann diese Person ihr poli-
tisches Kapital vergrößern, das ihr wiederum eine wich-
tige Position in der Regierung oder einen Gouverneurs-
posten einbringen kann. Eine Partei kann aber auch 
aufgebaut werden, um möglichst viele Sitze im Parla-
ment zu gewinnen (auf nationaler oder regionaler Ebene), 
und diese dann an den Höchstbietenden zu verkaufen.

Ein anderes charakteristisches Merkmal ukraini-
scher Parteien ist ihre regional beschränkte Unterstüt-
zung: Sie sind meist nur in einem oder einigen wenigen 
Teilen des Landes wirklich populär oder zumindest ist 
die Zustimmung regional stark konzentriert. Die Par-
tei der Regionen wird z. B. in erster Linie in den südli-
chen und östlichen Regionen der Ukraine unterstützt: 
In den Wahlen von 2007 gewann die Partei in einigen 
Gebieten im Osten über 90 % der Stimmen, in eini-
gen westlichen Stimmbezirken erreichte sie hingegen 
nur einstellige Zustimmungsraten. In ähnlicher Weise 
bekommen die Partei Freiheit und Unsere Ukraine ihre 
Unterstützung größtenteils aus den westlichen Regio-
nen des Landes. 

Letztendlich sind die politischen Parteien in der 
Ukraine Täter und Opfer der »politischen Korruption« 
zugleich. Sie bekommen keine öffentliche Finanzierung 
und die Mitgliedsbeiträge reichen nicht aus um teure 
Kampagnen durchzuführen. Stattdessen ermöglicht 
das Parteiengesetz wirksam die Annahme unbegrenz-
ter Spenden von Privatpersonen und Unternehmen. Die 
wichtigsten Parteien sind somit praktisch abhängig von 
der Finanzierung durch einige wohlhabende Privatper-
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sonen oder Unternehmen; wegen der hohen Kosten von 
Wahlkampagnen haben Parteien, die von dieser Art der 
Finanzierung ausgeschlossen sind, im Wahlkampf keine 
Chance. Die Parteien selbst werden dabei als diejenigen 
gesehen, die anstatt die Bande zum Wahlvolk fester zu 
schmieden, das Sponsoring durch wohlhabende Privat-
personen verfolgen. Die Sponsoren einer Partei wiede-
rum erwarten natürlich eine Rendite ihrer Investitionen: 
Parteien, die große Geldmengen über private Finanzie-
rungen erhalten, müssen dementsprechend die Forde-
rungen ihrer Sponsoren erfüllen und z. B. für bestimmte, 
dem Sponsor dienliche Gesetze stimmen. Eine andere 
Einnahmequelle für Parteien, an der die politische Kor-
ruption sehr deutlich wird, ist der Handel mit Parla-
mentssitzen und Stimmen. Von der lokalen bis zur natio-
nalen Ebene werden die Positionen auf Parteilisten an 
Personen verkauft, die in den meisten Fällen versuchen, 
ihre Geschäftsinteressen durch Repräsentation in der 
Legislative durchzusetzen. Parteien oder einzelne Par-
lamentarier können auch Stimmen für bestimmte Teile 
der Gesetzgebung, die den Privatakteuren dienen, ver-
kaufen. Der Handel mit Parlamentssitzen und -stim-
men verringert in hohem Maße die Loyalität der Abge-
ordneten gegenüber den Parteien, in deren Auftrag sie 
ins Parlament gekommen sind.

Von der Institutionalisierung zur 
Deinstitutionalisierung 
Der Umstand, dass sich Parteien um eine Führungs-
person oder eine kleine Gruppe solcher Personen dre-
hen, und dass sie abhängig von Sponsoren sind, die ihre 
Unterstützung jederzeit beenden können, macht Par-
teien zwangsläufig labil. Erschwerend kommt hinzu, 
dass die Gesetzgebung der letzten zwei Jahre die Anreize 
für einen langlebigen Parteienaufbau eingeschränkt hat. 
Zumindest während der Jahre nach der Orangen Revo-
lution von 2004 schien das Parteiensystem sich Rich-
tung Institutionalisierung zu entwickeln. Die Wahlge-
setzgebung, die 2004 verabschiedet worden war, schrieb 
vor, dass alle Sitze im Parlament nach einer Verhält-
niswahl besetzt werden sollten, bei der es nur landes-
weite Parteilisten und Listen von Parteiblöcken gibt. 
Gleichzeitig wurden infolge der Verfassungsänderun-
gen, die zur Zeit der Revolution ausgehandelt wurden, 
die Befugnisse der Legislative zu Lasten des Präsiden-
ten erweitert. Eine parlamentarische Mehrheit in Form 
einer Parteien-Koalition sollte nun den Ministerpräsi-
denten wählen, der zudem größere Autonomie gegen-
über dem Präsidenten bekam, genauso wie die meisten 
anderen Regierungsmitglieder auch. 

Nachdem Präsident Janukowytsch und seine regie-
rende Partei an die Macht gekommen waren, haben sie 
die Gesetzgebung, die Anreize für die Parteienbildung 

nach der Orangen Revolution geschaffen hatte, in gro-
ßen Teilen wieder zurückgenommen. Die Befugnisse 
des Parlaments wurden im Oktober 2010 beschnitten, 
als das Verfassungsgericht in einem umstrittenen Urteil 
die Verfassungsänderungen von 2004 annullierte (2006 
waren diese in Kraft getreten) und damit die ursprüngli-
che, eher »präsidiale«-Version der Verfassung wiederher-
stellte. Erneut hat nun eher der Präsident entscheiden-
den Einfluss auf die Zusammensetzung der Regierung 
als eine Parteien-Koalition im Parlament.

Ein weiterer Teil der Gesetzgebung, der wahrschein-
lich einen negativen Effekt auf die Parteienentwicklung 
haben wird, ist das neue Gesetz über die Wahl der Abge-
ordneten in der Ukraine, welches etwa ein Jahr vor der 
anstehenden Wahl, im November 2011, verabschiedet 
wurde. Das Gesetz führt das gemischte Wahlsystem 
wieder ein, das vor der Orangen Revolution gegolten 
hatte. Das bis vor Kurzem gültige Wahlgesetz, demzu-
folge um die Sitze im Parlament in einem landesweiten 
Wahlkreis konkurriert wird und diese nach dem Ver-
hältniswahlrecht verteilt werden, war bei Weitem nicht 
perfekt. Insbesondere die Festlegung eines landesweiten 
Wahlkreises schwächte die regionalen und lokalen Par-
teien, die kaum Möglichkeiten sahen, dass ihre Vertre-
ter ins nationale Parlament gewählt würden. Das neue 
Wahlgesetz behält die Verhältniswahl in einem landes-
weiten Bezirk für die Wahl der einen Hälfte der Abge-
ordneten bei; die restlichen 225 Sitze werden jetzt in 
Ein-Mann-Wahlkreisen nach dem Mehrheitsprinzip 
gewählt. Die Wiedereinführung der Mehrheitswahl 
wird vermutlich aus mindestens zwei Gründen einen 
negativen Effekt auf die Entwicklung eines stabilen Par-
teisystems haben. Erstens werden wegen der geringen 
Popularität der bestehenden Parteien wohl viele unab-
hängige Kandidaten antreten und in den Mehrheits-
wahlen auch gewinnen. Zweitens werden viele kleine 
Parteien, die die 5%-Hürde nicht überwinden können, 
weiter bestehen, weil sie die Mehrheitswahlen als einzige 
Möglichkeit sehen, wenigstens einige Sitze im Parlament 
zu gewinnen. Ein zentraler Aspekt des bisherigen Wahl-
systems – die geschlossenen Parteilisten – wurde trotz 
nationaler und internationaler Appelle für die Einfüh-
rung offener Listen beibehalten und wird ebenfalls nega-
tive Auswirkungen auf die Parteienentwicklung haben. 
Geschlossene Listen erlauben dem Wähler nicht, seine 
Vorliebe für einzelne Parteivertreter zum Ausdruck zu 
bringen; stattdessen liegt die Auswahl der Kandidaten 
für die Parteiliste und ihre Platzierung auf dieser Liste in 
vollem Umfang bei den politischen Parteien, und in der 
Praxis bei einer kleinen Gruppe von Personen innerhalb 
dieser Parteien. Die geschlossenen Listen fördern dabei 
eine besonders gravierende Form politischer Korrup-
tion in der ukrainischen Politik – den Kauf von Sitzen.
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Die bevorstehende Wahl
Das aktuelle Wahljahr ist ein außergewöhnlich arbeits-
reiches Jahr für die ukrainischen Parteien. Das neuge-
bildete »Komitee gegen Diktatur«, bestehend aus den 
wichtigsten Oppositionsparteien, hat erklärt, dass es ein-
zelne, die Opposition repräsentierende Kandidaten für 
die Wahlen in den 225 Ein-Mann-Wahlkreisen nomi-
nieren wird. Die Verhandlungen über die Nominie-
rung der einzelnen Kandidaten erweisen sich als schwie-
rig und kosten die Oppositionsparteien viel Kraft. Die 
Wiedereinführung des gemischten Wahlsystems wird 
dabei als politisch motiviert betrachtet. Insbesondere 
wird angenommen, dass die meisten Abstimmungen 
in den Ein-Mann-Wahlkreisen trotz einer niedrigen 
Gesamtbewertung der Partei von Abgeordneten der 
Partei der Regionen oder Kandidaten, die der Partei 
nahestehen, gewonnen werden, wenn die Opposition 
es nicht schafft sich effektiv zu koordinieren. Darüber 
hinaus werden viele Parteien schwer mit der heraufge-
setzten Sperrklausel kämpfen müssen. Dennoch setzt 
die Opposition auf die Möglichkeit, nach den Wah-
len die Mehrheit im Parlament zu kontrollieren und 
dadurch die Machtposition des Regimes zu untergra-
ben. Die Oppositionsparteien wetteifern jedoch nicht 
nur um Stimmen, sondern kämpfen auch um die Durch-

führung fairer Wahlen, da es den weitverbreiteten Ver-
dacht gibt, dass das Regime zu Wahlmanipulation und 
Betrug greifen wird, um seinen Sieg zu sichern. Auch 
in anderer Hinsicht ist unklar, unter welchen Umstän-
den die Wahl stattfinden wird: Die genauen Grenzen 
der 225 Wahlbezirke wurden noch nicht gezogen und 
es scheint wahrscheinlich, dass das Wahlgesetz vor der 
Wahl noch einmal in wichtigen Punkten geändert wird. 
Der Wahlausgang und der Prozess im Vorfeld der Wahl 
könnten eine ernsthafte Umgestaltung der derzeitigen 
Parteienkonstellation einleiten. Wenn die Partei der 
Regionen keinen gelungenen Auftritt hinlegt, könnte sie 
es mit Überläufern oder Schlimmerem zu tun bekom-
men. Was die Partei Vaterland betrifft, so bleibt unklar, 
wie sie aus ihrer aktuellen Krise herauskommen wird. 
Einige der neuen und scheinbar aussichtsvollen Kräfte 
könnten ebenfalls Schaden nehmen, wenn sie schlech-
ter arbeiten als erwartet und gleichzeitig andere Kräfte 
in den Vordergrund treten, denen es gelingt die oppo-
sitionellen Strömungen zu vereinen. Alles in Allem ist 
ein Ende der Unbeständigkeit des Parteiensystems in 
der Ukraine nicht in Sicht.
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